
Zum Filialnetz: Die Struktur und Entwicklung des Fi-
lialnetzes ist grundsätzlich eine unternehmerische
Entscheidung der Sparkassen im Rahmen ihrer
Selbstverwaltung, die nicht der Sparkassenaufsicht
unterliegt. 

Zu Frage 2: Der Landesregierung liegen hierzu kei-
ne Erhebungen vor. Im Übrigen unterliegt die unter-
nehmerische Entscheidung der jeweiligen Sparkas-
se und nicht der Sparkassenaufsicht. Das ist also
auch nicht anzuzeigen.

Zu Frage 3: Die Landesregierung befürwortet wei-
terhin die bestehende Rechtslage, wonach der Be-
trieb einer Sparkasse eine freiwillige Aufgabe ihrer
Träger zur Erfüllung eines öffentlichen Zwecks ist.
Der Betrieb einer Sparkasse, mithin eines Kreditin-
stituts durch einen öffentlichen Träger kann weder
Selbstzweck sein noch aus Renditegründen erfol-
gen, sondern ist nur zwecks Erfüllung des öffentli-
chen Auftrags gerechtfertigt. Im Übrigen verweise
ich auf die Beantwortung der Frage 3 der Kleinen
Anfrage 6/835 vom 29. Januar 2016 in Drucksache
6/1838. Von einer darüber hinausgehenden Bewer-
tung wird auch vor dem Hintergrund der Selbstver-
waltung der Thüringer Sparkassen abgesehen. 

Zu Frage 4: Wie bereits ausgeführt, ist der Betrieb
der Sparkassen keine staatliche Aufgabe, sondern
eine ihrer kommunalen Träger. Auch vor dem Hin-
tergrund der Selbstverwaltung der Thüringer Spar-
kassen wird daher von einer Einflussnahme auf die
Entwicklung des Filialnetzes abgesehen. Als
Rechtsaufsicht wäre das Finanzministerium da-
rüber hinaus auch nicht befugt, Vorgaben zum Fili-
alnetz zu machen. Ein Ruf nach staatlicher Len-
kung der Geschäftspolitik würde den Eindruck er-
wecken, dass man den Sparkassen und deren
Selbstverwaltung kein Vertrauen mehr entgegen-
brächte. Das Thüringer Sparkassengesetz wurde
bereits im letzten Jahr mit dem Ziel einer Deregulie-
rung und Stärkung der Selbstverwaltung geändert.
Weiteren Änderungsbedarf an dem Gesetz sieht
die Landesregierung derzeit nicht. Auch vonseiten
der Thüringer Sparkassen, ihrer Träger oder des
Sparkassen- und Giroverbandes Hessen-Thüringen
sind seitdem keine weiteren Änderungsbedürfnisse
an die Landesregierung herangetragen worden. 

Vizepräsidentin Marx:
Gibt es Nachfragen? Herr Kowalleck, bitte. 

Abgeordneter Kowalleck, CDU:
Vielen Dank, Frau Ministerin, für die Beantwortung
meiner Anfrage. Ich hatte in der Einleitung die
Sparkassenverordnung erwähnt, Sie sind jetzt auch
noch einmal auf die Gesetzlichkeiten und den Än-

derungsbedarf eingegangen. Inwieweit sieht denn
die Landesregierung in dieser Legislatur einen Än-
derungsbedarf an der Sparkassenverordnung bzw.
an dem Sparkassengesetz? 

Taubert, Finanzministerin:
Ich habe es gerade gesagt: Es gibt momentan kei-
ne Änderungsbedürfnisse. Wir sprechen uns eng
sowohl mit den Trägern der Sparkasse als auch mit
dem Sparkassen- und Giroverband Hessen-Thürin-
gen ab und haben im letzten Jahr, wie gesagt, erst
geändert und deswegen sehen wir da jetzt nichts
weiter vor. 

Ich will auch sagen: Wenn ich jetzt in die Runde
schaue, die meisten von Ihnen haben Onlineban-
king, wir haben Niedrigzinsen, wir bezahlen oft
nicht mehr bar; das heißt, die Sparkassen haben
natürlich Geschäftsfelder, die sie früher hatten, jetzt
in der Form nicht mehr, und deswegen ist es so,
dass sie aus geschäftspolitischen Erwägungen
auch das Filialnetz schon seit vielen Jahren im
Blick haben, ob sich das rentiert oder nicht. Ich
muss auch ganz ehrlich sagen, ich würde jetzt Frau
Schweinsburg nicht vorschreiben wollen als meiner
Landrätin, was sie da im Sparkassenbereich ma-
chen sollte, also ich jetzt als Kreistagsmitglied, Herr
Tischner. Also wir haben da keine Änderungswün-
sche.

Vizepräsidentin Marx:
Gibt es weitere Nachfragen? Das sehe ich nicht.
Dann kommen wir zur nächsten Frage. Fragestelle-
rin ist Frau Abgeordnete Rothe-Beinlich, Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen, Drucksache 7/1961. Bitte.

Abgeordnete Rothe-Beinlich, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN:
Corona-Hilfen für Mutter/Väter-Kind-Einrichtungen

Nach aktuellem Stand können die gemeinsamen
Wohnformen für Mütter bzw. Väter und Kinder nach
§ 19 des Achten Buches Sozialgesetzbuch derzeit
nicht von den Corona-Soforthilfen des Landes profi-
tieren. Die Richtlinie des Freistaats Thüringen über
die Gewährung von Nothilfen im Jugendhilfebereich
nach Maßgabe des Thüringer Corona-Pandemie-
Hilfefondsgesetzes sieht dies bislang nicht vor.

Ich frage die Landesregierung:

1. Wie viele Einrichtungen nach § 19 SGB VIII mit
wie vielen Plätzen gibt es in Thüringen und wie vie-
le Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sind derzeit in
den Mutter/Väter-Kind-Einrichtungen insgesamt tä-
tig (bitte die Anzahl der Plätze und Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter aufschlüsseln nach Einrichtung)?
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2. Aus welchen Gründen sollen diese Jugendhil-
feeinrichtungen nicht von den Soforthilfen des Lan-
des profitieren?

3. Welche Maßnahmen plant die Landesregierung,
um den Trägern der Mutter/Väter-Kind-Einrich-
tungen notwendige Hilfen zukommen zu lassen, um
die durch die Corona-Pandemie entstandenen
Mehraufwände zumindest teilweise zu kompensie-
ren?

Vizepräsidentin Marx:
Für die Landesregierung antwortet das Ministerium
für Bildung, Jugend und Sport, Frau Staatssekretä-
rin Heesen.

Dr. Heesen, Staatssekretärin:
Verehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Abgeord-
nete, im Namen der Landesregierung beantworte
ich die Anfrage wie folgt:

Zu Frage 1: In Thüringen gibt es 49 Einrichtungen
mit insgesamt 212 Plätzen für die Mutter- bzw. Vä-
ter-Kind-Betreuung. Wir konnten das in der Kürze
der Zeit allerdings jetzt nicht im Detail aufschlüs-
seln. Was ich sagen kann, ist, dass grundsätzlich
für jeden Mutter/Vater-Kind-Platz zwischen einer
halben und einer dreiviertel Vollbeschäftigteneinheit
gestellt werden muss. 

Zu den Fragen 2 und 3: Der Wirtschaftsplan des
Sondervermögens sieht vor: „Erstattungen von Per-
sonalmehrbedarf in Heimen der Erziehungshilfe“.
Bei den gemeinsamen Wohnformen für Mütter bzw.
Väter und Kinder handelt es sich aber – und das ist
jetzt die Regelungstechnik des SGB VIII – um „An-
gebote der Erziehung in der Familie“. Das ist also
technisch keine „Hilfe zur Erziehung“, sodass von
der Rechtslage her bisher in diesen Titel die Ein-
richtungen der Erziehungshilfe nicht passen. Es ist
aber angedacht und wird innerhalb der Landesre-
gierung gerade abgestimmt, die Förderrichtlinie ent-
sprechend zu erweitern, und dann müsste der
HuFA auch einer Erweiterung im Wirtschaftsplan
zustimmen. 

Vizepräsidentin Marx:
Gibt es Nachfragen? Frau Rothe-Beinlich.

Abgeordnete Rothe-Beinlich, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN:
Da Sie mir die Frage 1 aufgrund der Kürze der Zeit
– wie Sie sagten – nicht beantworten konnten,
könnten Sie das gegebenenfalls schriftlich nachrei-
chen?

Dr. Heesen, Staatssekretärin:
Ja, ich habe nur die Auskunft, dass wir das inner-
halb einer Woche nicht schaffen. Also wenn wir ei-
ne längere Frist bekommen, können wir das noch
aufschlüsseln, aber realistisch ist – wenn Sie erlau-
ben –, dass wir dafür ein bisschen länger in An-
spruch nehmen, dann gern.

Abgeordnete Rothe-Beinlich, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN:
Hauptsache, ich bekomme es. Danke.

Vizepräsidentin Marx:
Gibt es weitere Nachfragen? Das sehe ich nicht.
Dann kommen wir zur dritten Frage. Fragestellerin
ist Frau Abgeordnete Lehmann, Fraktion der SPD,
mit der Drucksache 7/2010.

Abgeordnete Lehmann, SPD:
Ausweitung der Ladenöffnung in Thüringen

Die Arbeitszeiten im Einzelhandel wurden seit Mitte
der 1990er-Jahre kontinuierlich ausgeweitet. Das
Thüringer Ladenöffnungsgesetz formuliert mit der
Regelung der monatlich zwei freien Samstage und
der Festlegung auf einen verkaufsoffenen Sonntag
in der Adventszeit Schutzstandards für die Kollegin-
nen und Kollegen im Einzelhandel. In den letzten
Wochen wurde immer wieder öffentlich über eine
Öffnung des Ladenöffnungsgesetzes zulasten der
Beschäftigten diskutiert.

Ich frage die Landesregierung:

1. Erarbeitet die Landesregierung eine Allgemein-
verfügung zur Erteilung von Ausnahmen für ver-
kaufsoffene Sonntage im Advent 2020 in Thürin-
gen, und wenn ja, auf wessen Initiative erfolgt die
Erarbeitung einer Allgemeinverfügung?

2. Wenn Frage 1 mit Ja beantwortet wird, was soll
in dieser Allgemeinverfügung geregelt werden?

3. Welche derzeit bestehenden Vorschriften zum
Ladenöffnungsgesetz sollen hier geändert werden?

4. Inwiefern wurde die Perspektive von Beschäftig-
ten und deren Interessen im Rahmen der Überar-
beitung berücksichtigt?

Vizepräsidentin Marx:
Für die Landesregierung antwortet das Ministerium
für Arbeit, Soziales, Gesundheit, Frauen und Fami-
lie. Frau Ministerin Werner, bitte. 
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